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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2005 Ausgegeben am 18. November 2005 Teil 1

133. Bundesgesetz: Anderung des Telekommunikationsgesetzes 2003 und des Bundesgesetzes
iiber Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrichtungen

(NR: GP XXII TA 711/A AB 1127 S. 125. BR: 7398 AB 7416 S. 727.)
[CELEX-Nr:: 3200210021, 32002L.0058]

133. Bundesgesetz, mit dem das Telekommunikationsgesetz 2003 und das Bundesgesetz
iiber Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrichtungen geiindert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1

Bundesgesetz, mit dem das Telekommunikationsgesetz 2003 — TKG 2003 geéindert wird

Das Telekommunikationsgesetz 2003-TKG 2003, BGBI. I Nr. 70/2003 zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 178/2004, wird wie folgt gedndert:

1.§ 1 Abs. 2 Z 2 lit. a lautet:

,»a) Sicherstellung grofStmdglicher Vorteile in Bezug auf Auswahl, Preis und Qualitit fiir alle Nutzer,
wobei den Interessen behinderter Nutzer besonders Rechnung zu tragen ist;”

2. In § 1 Abs. 2 Z 3 wird nach dem Wort ,Bevdlkerung® ein Beistrich gesetzt und die Wortfolge ,,wobei
den Interessen behinderter Nutzer besonders Rechnung zu tragen ist,” eingefiigt.

2a. In § 30 Abs. 1 lautet der fiinfte Satz:

»Die Ausschreibung kann jedoch entfallen, wenn lediglich ein Unternehmen die betrieblichen
Voraussetzungen fiir die Erbringung der Universaldienstleistung erfiillt und die Erbringung der
Universaldienstleistung durch dieses Unternehmen bis zur ndchsten Ausschreibung voraussichtlich
gewihrleistet ist oder wenn die Universaldienstleistung Auskunftsdienst (§ 26 Abs. 2 Z 2) im Wettbewerb
erbracht wird.“

2b. In § 30 Abs. 1 lautet der letzte Satz:

,Ein durch Ausschreibung verpflichtetes Unternehmen unterliegt so lange dieser Verpflichtung, bis die
Verpflichtung zur Erbringung des Universaldienstes einem anderen auferlegt ist oder das Verfahren zur
Uberpriifung des Vorliegens der Voraussetzungen fiir eine Ausschreibung gemél § 30 Abs. 3 beendet
ist.

2c. In § 30 Abs. 3 wird nach dem Wort ,erbringen ein Beistrich gesetzt und nachstehende Wortfolge
angefiigt:

,oder, falls die Universaldienstleistung Auskunftsdienst (§ 26 Abs. 2 Z 2) im Wettbewerb erbracht wird,
das Verfahren einstellen und den bisher zur Erbringung der Universaldienstleistung Verpflichteten mit
Bescheid von dieser Verpflichtung entbinden.*

3. In § 37 Abs. 5 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt:

»Dem  Kartellgericht, dem  Kartellobergericht, dem  Bundeskartellanwalt  sowie  der
Bundeswettbewerbsbehorde ist im Rahmen dieses Verfahrens Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.*
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4. § 107 Abs. 2 lautet:
»(2) Die Zusendung einer elektronischen Post — einschlieBlich SMS — ist ohne vorherige
Einwilligung des Empféngers unzuléssig, wenn
1. die Zusendung zu Zwecken der Direktwerbung erfolgt oder
2. an mehr als 50 Empfanger gerichtet ist.*

5.8 107 Abs. 3 lautet:
,(3) Eine vorherige Zustimmung fiir die Zusendung elektronischer Post gemaf3 Abs. 2 ist dann nicht
notwendig, wenn

1. der Absender die Kontaktinformation fiir die Nachricht im Zusammenhang mit dem Verkauf
oder einer Dienstleistung an seine Kunden erhalten hat und

2. diese Nachricht zur Direktwerbung fiir eigene dhnliche Produkte oder Dienstleistungen erfolgt
und

3. der Empfianger klar und deutlich die Moglichkeit erhalten hat, eine solche Nutzung der
elektronischen Kontaktinformation bei deren Erhebung und zusétzlich bei jeder Ubertragung
kostenfrei und problemlos abzulehnen und

4. der Empfanger die Zusendung nicht von vornherein, insbesondere nicht durch Eintragung in die
in § 7 Abs. 2 E-Commerce-Gesetz genannte Liste, abgelehnt hat.*

6. § 107 Abs. 4 entfllt.

7.5 107 Abs. 5 lautet:

»(5) Die Zusendung elektronischer Post zu Zwecken der Direktwerbung ist jedenfalls unzuldssig,
wenn die Identitit des Absenders, in dessen Auftrag die Nachricht iibermittelt wird, verschleiert oder
verheimlicht wird oder bei der keine authentische Adresse vorhanden ist, an die der Empfinger eine
Aufforderung zur Einstellung solcher Nachrichten richten kann.*

8. § 107 Abs. 6 lautet:

,»(6) Wurden Verwaltungsiibertretungen nach Absatz 1, 2 oder 5 nicht im Inland begangen, gelten sie

als an jenem Ort begangen, an dem die unerbetene Nachricht den Anschluss des Teilnehmers erreicht.*

9. § 109 Abs. 3 Z 20 lautet:
,,20. entgegen § 107 Abs. 2 oder 5 elektronische Post zusendet.*

10. § 109 Abs. 3 Z 21 entfllt.

10a. In § 133 Abs. 9 lautet der fiinfte Satz:

,,Die Erbringer von Universaldienstleistungen unterliegen jeweils so lange der Verpflichtung gemal § 26,
bis die Verpflichtung zur Erbringung der betreffenden Universaldienstleistung einem anderen auferlegt ist
oder das Verfahren zur Uberpriifung des Vorliegens der Voraussetzungen fiir eine Ausschreibung gemal
§ 30 Abs. 3 beendet ist.”
11. Nach § 136 wird folgender § 137 samt Uberschrift eingefiigt:
,»In-Kraft-Treten

§ 137. §§ 1, 37, 107 und 109 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 133/2005 treten mit

1. Mérz 2006 in Kraft.”

Artikel 1T
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz iiber Funkanlagen und
Telekommunikationsendeinrichtungen — FTEG - geéindert wird

Das Bundesgesetz iiber Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrichtungen — FTEG, BGBI. I
Nr. 134/2001, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 25/2002, wird wie folgt geéndert:

1. In $13  Abs. 1 werden die Worte ,,das Biiro fiir =~ Funkanlagen und
Telekommunikationsendeinrichtungen durch die Worte ,das oOrtlich in Betracht kommende
Fernmeldebiiro* ersetzt.
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2. In § 13 Abs. 2 werden nach dem Wort ,,Telekommunikationsendeinrichtungen™ die Worte ,und der
Fernmeldebiiros* eingefiigt.

3. Nach § 20 wird folgender § 21 samt Uberschrift angefiigt:
»In-Kraft-Treten
§ 21. § 13 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 133/2005 tritt mit 1. Mérz 2006 in Kraft.“

Fischer

Schiissel

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2017-11-27T13:00:50+01:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	bundesgesetzblatt

		2017-11-27T13:00:50+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




